Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/4286 


Sdiriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Neuordnung der Gemeindefinanzen 
(Gemeindefinanzreformgesetz) 

— Drucksache V/3876 — 


A. Bericht des Abgeordneten Krammig *) 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/3876 — in 
der anliegenden Fassung anzunehmen; 

2. den vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über Ausgleichsbeträge für Betriebe 
des Bundes und der Länder sowie für gleichge- 
stellte Betriebe — Drucksache V/832 — für er- 
ledigt zu erklären; 

3. folgenden Entschließungsanträgen zuzustimmen: 

a) Wegfall des Gewerbesteuerausgleichs: 

Der Bundestag geht bei der Beschlußfassung 
über das Gemeindefinanzreformgesetz davon 


aus, daß die Länder die ihrer Gesetzgebungs- 
kompetenz unterliegenden Regelungen über 
den Gewerbesteuerausgleich zwischen Be- 
triebs- und Wohngemeinden ab 1. Januar 1970 
außer Kraft setzen werden. 

b) Hebesatzrecht der Gemeinden: 

Die Bundesregierung wird ersucht, die Ein- 
führung des Hebesatzrechts für den Ge- 
meindeanteil an der Einkommensteuer im 
Rahmen der laufenden Vorbereitungen zur 
allgemeinen Steuerreform zu prüfen und dem 
Bundestag darüber zu berichten. 


Bonn, den 6. Juni 1969 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Krammig 

Berichterstatter 


*) folgt als ^ Drucksache V/4286 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Neuordnung der Gemeindefinanzen 
(Gemeindefinanzreformgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 

Die Gemeinden erhalten 14 vom Hundert des 
Aufkommens an Lohnsteuer und an veranlagter 
Einkommensteuer (Gemeindeanteil an der Einkom- 
mensteuer). Der Gemeindeanteil an der Einkommen- 
steuer wird für jedes Land nach den Steuerbeträgen 
bemessen, die von den Finanzbehörden im Gebiet 
des Landes unter Berücksichtigung der Zerlegung 
nach Artikel 107 Abs. 1 des Grundgesetzes verein- 
nahmt werden. 

§ 2 

Aufteilung des Gemeindeanteils 
an der Einkommensteuer 

Der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 
wird nach einem Schlüssel auf die Gemeinden auf- 
geteilt, der von den Ländern auf Grund der Bundes- 
statistiken über die Lohnsteuer und die veranlagte 
Einkommensteuer nach § 1 des Gesetzes über 

Steuerstatistiken vom 6. Dezember 1966 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 665) in der jeweils geltenden Fassung 
ermittelt und durch Rechtsverordnung der Landes- 
regierung festgesetzt wird. 

§ 3 

Verteilungsschlüssel für den Gemeindeanteil 

(1) Der Schlüssel für die Aufteilung des Ge- 
meindeanteils an der Einkommensteuer wird wie 
folgt ermittelt: 

Für jede Gemeinde wird eine Schlüsselzahl fest- 
gestellt. Sie ist der in einer Dezimalzahl ausge- 
drückte Anteil der Gemeinde an dem nach § 1 auf 
die Gemeinden eines Landes entfallenden Steuerauf- 
kommen. Die Schlüsselzahl ergibt sich aus dem An- 
teil der Gemeinde an der Summe der durch die 
Bundesstatistiken über die veranlagte Einkommen- 
steuer und über die Lohnsteuer ermittelten Einkom- 
mensteuerbeträge, die auf die zu versteuernden Ein- 
kommensbeträge bis zu 8000 Deutsche Mark jährlich, 
in den Fällen des § 32 a Abs. 2 und 3 des Ein- 
kommensteuergesetzes bis zu 16 000 Deutsche Mark 
jährlich entfallen. Für die Zurechnung der Steuer- 
beträge an die Gemeinden ist der in der Bundes- 
statistik zugrunde gelegte Wohnsitz der Steuer- 
pflichtigen maßgebend. 


(2) Die in Absatz 1 vorgesehenen Höchstbeträge 
erhöhen sich für die Aufteilung des Gemeindeanteils 
an der Einkommensteuer ab 1. Januar 1972 auf 
80 000 Deutsche Mark und auf 160 000 Deutsche 
Mark. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, nähere Bestimmungen über die Ermitt- 
lung der Schlüsselzahlen durdi Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates zu treffen. In der 
Rechtsverordnung ist zu bestimmen, welche Bun- 
desstatistiken über die veranlagte Einkommensteuer 
und über die Lohnsteuer für die Ermittlung des 
Schlüssels jeweils maßgebend sind. Für Länder, 
die bei den Steuerstatistiken 1965 die Steuerbeträge 
nach Absatz 1 nicht gesondert ermittelt haben, kann 
durch die Rechtsverordnung zugelassen werden, daß 
für den Schlüssel, der auf Grund der Steuerstatisti- 
ken 1965 ermittelt wird, die Einkommensteuer- 
beträge zugrunde gelegt werden, die auf Brutto- 
lohnbeträge und sonstige Einkunftsbeträge bis zu 
12 000 Deutsche Mark jährlich, in den Fällen des 
§ 32 a Abs. 2 und 3 des Einkommensteuergesetzes 
bis zu 25 000 Deutsche Mark jährlich, entfallen. 

§ 4 

Berichtigung von Fehlern 

(1) Werden innerhalb von 6 Monaten nach der 
Festsetzung des Schlüssels Fehler bei der Ermittlung 
der Schlüsselzahl einer Gemeinde festgestellt, so ist 
für die Zeit bis zur Neufestsetzung des Schlüssels ein 
Ausgleich für diese Gemeinde vorzunehmen. Die 
hierzu erforderlichen Ausgleichsbeträge sind aus 
dem Gesamtbetrag des Gemeindeanteils des Landes 
vor der Aufteilung zu entnehmen, zurückzuzahlende 
Beträge diesem Gesamtbetrag zuzuführen. 

(2) Die Landesregierungen können zur Verwal- 
tungsvereinfachung durch Rechtsverordnung bestim- 
men, daß ein Ausgleich unterbleibt, wenn der Aus- 
gleichsbetrag einen bestimmten Betrag nicht über- 
schreitet. 

§ 5 

Überweisung des Gemeindeanteils an der 
Einkommensteuer 

Die Landesregierungen regeln durch Rechtsver- 
ordnung die Termine und das Verfahren für die 
Überweisung des Gemeindeanteils an der Einkom- 
mensteuer. 
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§ 6 

Umlage nach Maßgabe des 
Gewerbesteueraufkommens 

(1) Die Gemeinden führen nach den folgenden 
Vorschriften eine Umlage an das für sie zuständige j 
Finanzamt ab. Die Umlage ist nach den Vorschriften . 
über die Verteilung des Aufkommens der Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer auf den Bund und das 
Land aufzuteilen, 

(2) Die Umlage wird in der Weise ermittelt, daß 
das Istaufkommen der Gewerbesteuer nach dem Ge- 
werbeertrag und nach dem Gewerbekapital im Er- 
hebungsjahr durch den von der Gemeinde für dieses 
Jahr festgesetzten Hebesatz der Steuer geteilt und 
mit 120 vom Hundert vervielfältigt wird. 

(3) übersteigen in einer Gemeinde die Erstattun- i 

gen an Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag und , 
nach dem Gewerbekapital in einem Jahr die Ein- ^ 
nahmen aus dieser Steuer, so erstattet das Finanzamt 
der Gemeinde einen Betrag, der sich durch Anwen- i 
düng der Bemessungsgrundlagen des Absatzes 2 auf | 
den Unterschiedsbetrag ergibt. | 

I 

(4) Die Umlage ist jährlich bis zum 1. Februar des 
auf das Erhebungsjahr folgenden Jahres an das i 
Finanzamt abzuführen. Bis zum 1. Mai, 1. August j 
und 1. November des Erhebungsjahres sind Ab- | 
Schlagszahlungen für das vorhergehende Kalender- I 
Vierteljahr nach dem Istaufkommen in dem Viertel- | 
jahr zu leisten. Absatz 3 gilt für die Abschlagszah- * 

lungen entsprechend. I 

I 

(5) Die Landesregierungen können nähere Be- | 

Stimmungen über die Festsetzung und Abführung | 
der Umlage durch Rechtsverordnung treffen. I 

1 

§ 7 I 

Sondervorschriften für Berlin und Hamburg I 

I 

In Berlin und Hamburg steht der Gemeindeanteil 
an der Einkommensteuer dem Land zu. Die Länder j 
Berlin und Hamburg führen den Bundesanteil der j 
Umlage nach § 6 an den Bund ab. Im übrigen finden 
§§ 2 bis 6 in Berlin und Hamburg keine Anwendung. 

§ 8 

Änderung des Gesetzes über Steuerstalistiken 

§ 1 des Gesetzes über Steuerstatistiken vom 
6. Dezember 1966 erhält folgenden neuen Absatz 2: 

„(2) Die Bundesstatistiken über die veranlagte 

Einkommensteuer und die Lohnsteuer umfassen 
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die Ermittlung der Schlüsselzahlen für die Auf- 
teilung des Gemeindeanteils an der Einkommen- 
steuer nach § 3 des Gemeindefinanzreformgesetzes 

vom . . . (Bundesgesetzbl. I S. 

Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

§ 9 

Aufhebung von Gesetzen 

Die folgenden Vorschriften werden aufgehoben, 
soweit sie Bundesrecht geworden und nicht bereits 
außer Kraft getreten sind; 

1. Das Gesetz über die gegenseitigen Besteue- 
rungsrechte des Reiches, der Länder und der 
Gemeinden vom 10. August 1925 (Reichsgesetz- 
blatt I S. 252), zuletzt geändert durch § 24 des 
Einführungsgesetzes zu den Realsteuergeset- 
zen vom 1. Dezember 1936 (Reichsgesetzbl. I 
S. 961), 

2. das Gesetz über die Pauschalierung der Ver- 
waltungskostenzuschüsse vom 17. Juli 1930 
(Reichsgesetzbl. I S. 215), 

3. die Achte Verordnung über die Vereinfachung 
der Verwaltung (Verwaltungskostenzuschüsse) 
vom 17. Februar 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 83). 

§ 10 

Erstmalige Anwendung 

(1) Dieses Gesetz ist erstmals auf das Aufkom- 
men der Einkommensteuer und der Gewerbesteuer 
im Jahr 1970 anzuwenden. 

(2) § 1 des Gesetzes über Steuerstatistiken in 
der Fassung des § 8 gilt erstmals für die Steuer- 
statistiken 1965. 

§ 11 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten überieitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 12 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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